
Beschlussbuch 2020
Landeskonferenz der Jusos Hessen 



Inhaltsverzeichnis 
...
A – Arbeitsprogramm
A01 – Arbeitsprogramm der hessischen Jusos 2020/2021

K – Kommunalpolitik
K01 – Youth United! Einrichtung und Unterstützung von Kinder- und Jugendparlamenten
K03 – Nichts ist umsonst – NIcht einmal der Tod!
K04 – Offensive beim sozialen Wohnungsbau in Hessen

N – Innenpolitik und Sport
N01 – Es reicht! zur Situation der hessischen Sicherheitsbehörden

2

...
:::
3

7
9
10

13



Antrag A01: Arbeitsprogramm Jusos Hessen 2020/2021

Antragsteller: Juso-Landesvorstand Hessen

Im letzten Jahr haben wir als HessenJusos gezeigt, was in unserem Verband steckt. Wir waren präsent: auf 
der Straße und in den sozialen Netzwerken, in Wiesbaden und in ganz Hessen, in der SPD und in verschie-
denen progressiven Bündnissen. Wir haben selbst Themen gesetzt und auf aktuelle Entwicklungen in der 
Landespolitik schnell und aktiv reagiert. Auch im nächsten Jahr wollen wir dafür kämpfen, dass sich die 
Stimmung in Hessen dreht. Gegen die Stillstandspolitik von Schwarz-Grün setzen wir unseren Entwurf 
eines sozialen und gerechten Hessens, das alle seine Bewohner*innen im Blick hat.

Das vorliegende Arbeitsprogramm ist der Auftakt für ein spannendes und intensives Jahr, dass der Juso-
Landesvorstand gemeinsam mit allen hessischen Jusos gestalten wird.

Wer wir sind:

I - Selbstverständnis als Landesverband, Zusammenarbeit mit den Bezirken

Als Jusos Hessen sind wir ein Zusammenschluss junger Menschen, die aus den unterschiedlichsten Ge-
genden Hessens zusammenkommen. Unsere Vielfalt in der Fläche ist eine unserer zentralen Stärken. Sie 
zu erhalten und auszubauen ist zentrale Aufgabe unserer täglichen Arbeit.

Als Jungsozialist*innen organisieren wir uns im Landesverband auf der Basis der beiden Bezirke Hessen-
Süd und Hessen-Nord. Starke Bezirke machen uns als Landesverband stark. Den Austausch und die enge 
Kooperation, den wir in der Vergangenheit z.B. durch gemeinsame Themenwochen hatten, wollen wir in 
gemeinsamen Projekten wie dem RotTon-Podcast fortsetzen. Ebenso arbeiten wir mit den Juso-Hoch-
schulgruppen und den Juso Schüler*innen und Auszubildenden eng zusammen.

 

II - Unsere Rolle in der SPD und in gesellschaftlichen Bündnissen

Unser Selbstverständnis als sozialistischer Jugendverband ist durch unsere Doppelstrategie geprägt.

Wir verstehen uns nicht als Parteijugend, sondern als eigenständiger Verband. Als linker Motor wirken wir 
in die SPD hinein. Deshalb ist es unser erklärtes Ziel, dass Jungsozialist*innen aus unserer Mitte auch in 
der SPD Verantwortung übernehmen können. Wir wollen im nächsten Jahr die SPD jünger, weiblicher und  
bunter machen!

Gleichzeitig sind wir Teil gesellschaftlicher Bewegungen. Wir engagieren uns in vielfältigen Bündnissen 
und bauen Brücken zu zivilgesellschaftlichen Akteur*innen.

Unsere Arbeit ist davon geprägt, dass wir kurz- und mittelfristig Verbesserungen im Leben der Menschen 
in unserer Gesellschaft erkämpfen. Dabei verlieren wir nicht aus den Augen, dass es langfristig aus unse-
rer Sicht mehr braucht: einen sozialistischen Gesellschaftsentwurf, der die Gesellschaft der Freien und 
Gleichen zum Ziel hat.

 

Unsere inhaltlichen Schwerpunkte für das Arbeitsjahr 2020/21
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Wir sind inhaltlich breit aufgestellt, arbeiten an vielen Projekten mit und nehmen Stellung zu Tagespoli-
tik. Auch im nächsten Jahr wollen wir uns einigen Themen schwerpunktmäßig widmen und uns program-
matisch breiter aufstellen.

I. Raus aus der Defensive: Linke Sicherheitspolitik und Bürger*innenrechte

Die Ermordung von Dr. Walter Lübcke, der Anschlag von Hanau und die Bedrohungen von Seda Basay-Yil-
diz und Janine Wissler durch den sogenannten „NSU 2.0“ sind nur die Gipfel einer Entwicklung, die in den 
letzten Jahren immer stärker wurde. Als antifaschistischer Verband beobachten wir den kontinuierlichen 
Anstieg rechtsextremer Gewalt in Hessen mit großer Sorge.

Die Debatten um rassistische Polizeigewalt, Verfehlungen des hessischen Verfassungsschutzes und die 
Zukunft unserer Justiz bleiben aktuell. Für uns stellt sich die Frage, wie das Land Hessen in Zukunft die 
Sicherheit all seiner Bürger*innen unabhängig von Herkunft, Alter, Geschlecht, Sexualität und Religion 
gewährleistet.

In Hessen waren die letzten Jahrzehnte unter CDU-geführten Landesregierungen durch Einsparungen im 
öffentlichen Sektor geprägt. Im Landtagswahlkampf 2018 war deshalb die Einrichtung neuer Polizeidienst-
stellen und die bessere Personalausstattung von Polizei und Justiz ein zentrales Wahlkampfthema.

In unserem Verbandsprojekt wollen wir diese Frage mit Expert*innen aus Hessen und darüber hinaus dis-
kutieren. Ziel ist es im nächsten Jahr ein Konzept linker Sicherheitspolitik vorzulegen, mit dem wir auch 
in die SPD hinein eine selbstbewusste Debatte über sozialdemokratische Innen- und Sicherheitspolitik 
anstoßen können. Wir wollen nicht auf konservative Repressionsversuche antworten, sondern werden 
unsere eigene Vision von Sicherheitspolitik und Bürger*innenrechten in einem offenen und gerechten 
Hessen formulieren.

 

II. Rein in die Betriebe: die Ausbildung der Zukunft

Nicht erst seit der Coronakrise wissen wir um die häufig prekären Situationen von Auszubildenden in Hes-
sen. Die Pandemie sorgt u.a. dafür, dass im nächsten Jahr wohl weniger ausgebildet wird. Wer trotzdem 
einen Ausbildungsplatz findet, ist damit aber nicht automatisch aus dem Gröbsten raus: eine unzurei-
chende Mindestausbildungsvergütung, die Sorge um Übernahme und die mangelnde Sicherstellung guter 
Ausbildungsbedingungen gerade in Zeiten von Covid-19 zeigen uns, wie viel bei der dualen Ausbildung 
noch zu tun ist. Die rechtlichen Rahmenbedingungen für Ausbildung werden häufig im Bund gelegt. Doch 
auch auf hessischer Ebene wäre vieles möglich, gerade was Ausbildung im öffentlichen Dienst angeht. Die 
lange geforderte Einrichtung von Azubi-Wohnheimen sowie eine hessische Ausbildungsplatzgarantie sind 
dabei für uns ganz oben auf der Prioritätenliste. Mit diesen Ideen, aber vor allem mit dem Wunsch nach 
Austausch wollen wir im nächsten Jahr das Thema Ausbildung Hessen angehen. Dazu gehört zentral der 
Austausch mit Jugend- und Ausbildungsvertretungen (JAVen) sowie den Gewerkschaften - nur gemeinsam 
machen wir die Ausbildung stärker!

 

III. Die Antwort auf die Krise wird feministisch sein, oder sie wird nicht sein!

An vielen Stellen hat sich gezeigt, was unsere feministische Analyse schon lange prägt: patriarchale Ver-
hältnisse haben in der Krise insbesondere Frauen* negativ betroffen. Sie leisten den Mammutanteil der 
Sorgearbeit, verdienen im Durchschnitt noch immer deutlich weniger Geld und halten dabei diese Gesell-
schaft am Laufen. Denn: Frauen* sind systemrelevant! Doch gerade dieser Begriff offenbart die Absurdität 
der häufigen Situation von Frauen* im Berufsleben: in Pflege- und Erziehungsberufen und in der Lebens-
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mittelversorgung bilden sie eine Mehrheit und sind besonders häufig von prekären Arbeitsverhältnissen 
betroffen. Der notwendige Rückzug ins Private durch die Einschränkungen zu Beginn der Pandemie hat 
auch gezeigt, dass Frauen* gerade in ihrem Zuhause nicht automatisch sicher sind. Gewalt gegen Frauen* 
zu verhindern ist ein gesellschaftliche Aufgabe mit vielen Facetten. Neben der Erhöhung von Kapazitäten 
in hessischen Frauen*häusern braucht es Prävention, Aufklärung sowie die Schaffung eines Bewusstseins 
für das, was noch immer in unserer Mitte passiert.

Auch in unseren feministischen Positionierungen sind wir nicht am Ende angekommen. Wir wollen im 
nächsten Jahr an ihnen weiterarbeiten und dabei die Breite feministischer Debatten abbilden. Grundla-
ge dafür ist unsere sozialistische Gesellschaftsanalyse und die Vision einer Welt, in der Menschen ohne 
Angst verschieden sein können. Wir wollen nicht mehr und nicht weniger als die Überwindung des Pat-
riarchats!

Doch während Feminist*innen gerade in den letzten Monaten laut und sichtbar für ihre Anliegen streiten, 
lässt der konservative Backlash nicht auf sich warten. Und wir wissen: feministische Erfolge gab es nie ge-
schenkt! Deswegen wollen wir auch im nächsten Jahr laut und hörbar unsere feministischen Überzeugun-
gen nach draußen tragen. Wir schmieden Bündnisse mit Feminist*innen in Hessen, Deutschland und der 
Welt und bauen so Schritt für Schritt an der Gleichberechtigung mit.

 

IV. Hessen vorn: Wohnen, Mobilität und Klimaschutz zusammen denken!

Die Vorbereitungen für die Kommunalwahl, aber auch die Analyse der bisherigen schwarzgrünen Regie-
rungspolitik haben es gezeigt: bisher bleibt Hessen bei vielen Themen weit hinter den eigenen Möglich-
keiten zurück. Wir wollen ein Hessen, in dem die zentralen Zukunftsthemen nicht losgelöst voneinander, 
sondern zusammen gedacht werden. Wir wollen Hessen zusammenbringen: Alt und Jung, Stadt und Land, 
Menschen mit unterschiedlichen Hintergründen, unterschiedlichen Geschlechts und mit unterschied-
lichen Zielen. Damit dabei alle teilhaben können, müssen wir gute Ausgangspositionen schaffen. Wir 
wollen bezahlbares Wohnen und eine flächendeckende, günstige und klimaneutrale Mobilität überall in 
Hessen. Hessen soll klimaneutral werden und gleichzeitig als Industriestandort stark bleiben. Für uns 
sind das keine Gegensätze, sondern zwei Pfeiler für die Zukunft. Im nächsten Jahr wollen wir unsere Kon-
zepte dazu weiterentwickeln. Eine hessischer Mietendeckel, kostenloser ÖPNV und klimaneutrale Kommu-
nen sind keine Träumereien, sondern Aufgaben, die es zu gestalten gilt. Wir sind dazu bereit: gemeinsam 
mit Expert*innen aus und außerhalb unseres Verbandes in der Diskussion, im Kommunalwahlkampf und 
in der hessischen SPD wollen wir dafür sorgen, dass Hessen wieder nach vorne kommt.

 

Jusos in die Parlamente - wir rocken die Kommunalwahl 2021!

Die Kommunalwahl wird ein großer Meilenstein im nächsten Jahr. Sie legt den Grundstein für erfolgreiche 
Arbeit in Kommunen überall in Hessen. Unser Ziel ist klar: möglichst viele Jusos im nächsten Jahr in Ver-
antwortung bringen. Als gute Grundlage dafür haben wir folgendes geplant:

Als hessische Jusos werden wir wieder eine gemeinsame Jugendkampagne durchführen. Sie greift den 
kommunalen Strukturen organisatorisch unter die Arme und soll gezielt junge Menschen vor Ort anspre-
chen. Unsere Kampagne ist analog wie digital - wir wollen junge Menschen überall dort erreichen, wo sie 
unterwegs sind.
Qualifizierung: 2019 und 2020 haben wir erfolgreiche Kommunalkonferenzen mit vielen motivierten Teil-
nehmer*innen durchgeführt. Bis zur Kommunalwahl werden wir weitere Angebote schaffen, um Kandidie-
rende und motivierte Wahlkämpfer*innen für unsere Jugendkampagne und den Wahlkampf fit zu machen.
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Wahlkampf: Noch wissen wir nicht, unter welchen Bedingungen der Wahlkampf stattfinden wird. Klar ist 
jedoch: wir Jusos werden überall präsent sein. Ziel des Landesverband ist dabei auch die gezielte Unter-
stützung der Unterstützung im Wahlkampf, online wie offline. Mit unserem Campaigner*innenteam, den 
Mitgliedern des Landesvorstands und vielen motivierten Jusos schaffen wir eine starke Struktur für eine 
erfolgreiche Kampa.

 

Let’s get this party started! - Unsere Veranstaltungen im nächsten Jahr

Wir wissen nicht, wie das nächste Amtsjahr aussehen wird. Doch unabhängig davon, ob und wie analoge 
Veranstaltungen in den nächsten Monaten möglich sein werden: wir haben viel vor. Neben Veranstaltun-
gen wie unserer Landeskonferenz und den Landesausschüssen, die regelmäßig stattfinden, wollen wir 
auch im nächsten Jahr ein buntes und vielfältiges Veranstaltungsprogramm auflegen. Aus den Erfahrun-
gen der letzten Monate mit digitalen Formaten und im Rahmen des analog Möglichen werden wir wir die 
Monate bis zur nächsten Landeskonferenz vielfältig füllen. Ziel ist dabei immer die inhaltliche Weiter-
bildung, kompetenzorientierte Förderung sowie Vernetzung unserer Mitglieder in der Breite. Dazu werden 
wir u.a. wieder

•	 die Frauen*vernetzung, die Empowerment praktisch werden lässt,
•	 Veranstaltungen zur Vorbereitung der Kommunalwahl,
•	 digitale/analoge Bildungsveranstaltungen zu aktuellen Themen genauso wie klassischen Juso-Dauer-

brennern, und
•	 einen gemeinsamen Jahresabschluss

veranstalten.

Im September nächsten Jahres wird auch die nächste Bundestagswahl stattfinden. Als Landesverband 
unterstützen wir die beiden Juso-Bezirke im Bundestagswahlkampf - für eine starke SPD in Kommunen, 
Land und Bund!
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K01 – Youth united! Einrichtung und Unterstützung von Kinder- und
Jugendparlamenten

Antragsteller: Juso-Landesvorstand Hessen

Die Hessen SPD und die hessische SPD-Landtagsfraktion werden dazu aufgefordert, sich für eine Geset-
zesänderung zur Einrichtung von Kinder- und Jugendparlamenten in der Hessischen Gemeindeordnung 
einzusetzen.

Diese soll mindestens folgende Regelungen enthalten:

•	 Kinder- und Jugendparlamente sind in allen Landkreisen sowie allen Städten und Gemeinden in Hes-
sen einzurichten.

•	 Das jeweilige Kinder- und Jugendparlament besitzt Anhörungs-, Antrags- und Rederecht in der Stadt-
verordnetenversammlung bzw. dem Kreistag sowie den betreffenden Fachausschüssen bei allen An-
gelegenheiten, die Kinder- und Jugendliche betreffen.

•	 Den Kinder- und Jugendparlamenten ist zur Erfüllung ihrer Aufgaben ein Budget einzuräumen.
•	 Die Kinder- und Jugendparlamente bilden keine Fraktionen.
•	 Die Kinder- und Jugendparlamente werden durch hauptamtliche Beschäftigte der jeweiligen Administ-

ration betreut. Dies umfasst politische Bildungsarbeit sowie administrative Unterstützung.

 

Des Weiteren fordern wir die Einrichtung eines hessischen Kinder- und Jugendparlament mit folgenden 
Rahmenbedingungen:

•	 Es wird ein hessisches Kinder- und Jugendparlament gebildet, das sich nach Einwohner*innenproporz 
aus Delegierten der Kinder- und Jugendparlamente in den Landkreisen und kreisfreien Städten zu-
sammensetzt.

•	 Das hessische Kinder- und Jugendparlament besitzt Anhörungs-, Antrags- und Rederecht im Landtag 
sowie den betreffenden Fachausschüssen bei allen Angelegenheiten, die Kinder- und Jugendliche be-
treffen.

•	 Dem hessischen Kinder- und Jugendparlamenten ist zur Erfüllung seiner Aufgaben ein Budget einzu-
räumen.

•	 Im hessischen Kinder- und Jugendparlament werden keine politischen Fraktionen gebildet.
•	 Das hessische Kinder- und Jugendparlament wird durch hauptamtliche Beschäftigte der Landtagsver-

waltung betreut und bei seinen administrativen Aufgaben unterstützt.
•	 Das hessische Kinder- und Jugendparlament soll mindestens einmal im Jahr, in Form einer 3-4-tägigen 

Veranstaltung im Wiesbadener Landtag, tagen. Hierdurch soll eine intensive und hauptamtlich be-
gleitete Antragsberatung ermöglicht werden. Der Zeitraum der parlamentarischen Sommerpause des 
hessischen Landtages wird hierzu empfohlen.

 

Um darüber hinaus die politische Teilhabe von Jugendlichen zu stärken, erneuern wir unsere Forderung 
nach einer Absenkung des Wahlalters bei den hessischen Landtags- und Kommunalwahlen auf 16 Jahre.

Zur Umsetzung der vorgenannten Ziele wird die SPD-Landtagsfraktion dazu aufgefordert, eine Anhörung 
zur möglichen Organisation und dem Aufbau eines hessischen Kinder- und Jugendparlaments im  hessi-
schen Landtag durchzuführen.
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Begründung:

Die Jusos Hessen setzen sich für die Gründung von Kinder- und Jugendparlamenten auf kommunaler Ebe-
ne ein sowie für die Schaffung eines Pendants auf Landesebene. Kinder- und Jugendparlamente stellen 
eine konkrete Umsetzung von Jugendpartizipation dar. Sie sind im Idealfall in alle kommunalen Entschei-
dungsprozesse, die Kinder und Jugendliche betreffen, einbezogen. Diese Form der Mitbestimmung wollen 
wir auch auf Landeseben etablieren. Denn Kinder und Jugendliche sollen sich nicht nur stärker vor Ort 
politisch beteiligen, sondern auch Landespolitik mitgestalten können.

Wir wollen Kinder und Jugendliche befähigen, ihre Interessen, egal ob in der eigenen Stadt, Gemein-
de, Kreisgebiet oder Bundesland, gegenüber Erwachsenen zu vertreten. Kinder- und Jugendparlamente 
bieten dazu die Gelegenheit für die Interessen dieser Altersgruppe einzustehen. Erfolgreiche Arbeit von 
Kinder- und Jugendparlamenten findet man bereits unter anderem in Marburg, Offenbach, Marburg- Bie-
denkopf, Wiesbaden und im Vogelsbergkreis.

Der Vorteil von gewählten Parlamenten besteht in der Möglichkeit einer langfristigen und wirklich ver-
bindlichen Arbeit. Außerdem erhalten Kinder und Jugendliche einen Einblick in die Politik der Erwach-
senen. So wird ihnen gelichzeitig vermittelt, wie Demokratie praktiziert wird. Schließlich lebt eine gut 
funktionierende Demokratie davon, dass sich viele an ihr beteiligen.

Zugleich stellen wir uns mit diesem Antrag hinter die Forderungen der „Hessischen Union zur Stärkung 
von Kinder- und Jugendinteressen“ kurz: Huskj. Ihre Vision ist ein demokratisches System in Hessen, dass 
alle Bürger*innen einschließt – unabhängig vom Alter. Somit sollen Kinder und Jugendliche zu echten 
Demokrat*innen werden.
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K03 – Nichts ist umsonst - nicht einmal der Tod!

Antragsteller: Unterbezirk Lahn-Dill-Kreis

Die Bezirkskonferenz beauftragt die SPD Landtagsfraktion zur Prüfung der nicht leistungsgerechten Kos-
ten zur Inbetriebnahme einer Grabstelle im Zusammenhang mit dem in der Begründung geschilderten 
Sachverhalt. Ferner wird die Landtagsfraktion aufgefordert , bei erkannten Missständen in einem dem 
Missstand zu behebenden Maße dingbare Schritte einzuleiten. Die Landtagsfraktion wird aufgefordert 
die tatsächlichen Kosten zur Inbetriebnahme einer Grabstelle zu ermitteln, um gegebenenfalls einen die 
von den Einwohner*innen und Bürger*innen zu zahlenden Kosten festlegenden Gesetzesentwurf in den 
hessischen Landtag einzubringen. 

Begründung:

Im Zuge der Satzungsautonomie der Kommunen, welche mit der freien Selbstverwaltung (§ 1 (1) i.V.m § 5 
HGO) einhergeht, sind die Kommunen ausschließliche und eigenverantwortliche Träger der öffentlichen 
Verwaltung (§ 2 (1) HGO). Einwohner*innen und Bürger*innen dürfen öffentliche Einrichtungen nutzen 
und müssen für die Verwendung die Gemeindelasten tragen (§ 20 HGO). Die Kommunen haben dafür zu 
Sorge zu tragen, dass es in einem angemessenen Maße öffentliche Angebote gibt. Der Friedhof als solches 
ist eine kulturelle öffentliche Einrichtung, welcher seit jeher als zentraler Punkt der Erinnerungskultur 
an Verstorbenen Einwohner*innen und Bürger*innen dient. In den schweren Stunden des Verlusts einer 
geliebten Person kommen dann teilweise horrende Summen auf die Hinterbliebenen zu, welche nicht 
im Sinne des Verursacherprinzips stehen, welches die Ausgrabung und Bebauung von Kulturdenkmälern 
behandelt (§ 18 (5) HDSchG). Die Kosten sind durch den Verursacher in einem angemessenen Maße zu 
tragen. Durch die Autonomie in Form von Kosten- und Nutzungssatzungen für Friedhöfe, sehen wir die 
korrekte Ausübung des § 18 (5) HDSchG als fraglich an, da die Arbeitnehmer*innen der Kommunen durch 
einen einheitlichen Tarifvertrag vergütet werden und der zeitliche und materielle Aufwand der Inbetrieb-
nahme einer Grabstelle je nach Ausmaß allerorts vergleichbar sind. Der Gemeindevorstand bzw. der 
Magistrat einer Kommune, in wessen Auftrag die Arbeitnehmer*innen handeln, ist nach § 66 (1) Ziffer 4 
HGO dazu verpflichtet, die öffentlichen Einrichtungen der Kommune zu verwalten. Unter diesen Begriff 
der Verwaltung fällt demnach auch die Instandhaltung jener, da dies im öffentlichen Interesse liegt, in 
welchem es zu handeln gilt. 
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K04 – Offensive beim sozialen Wohnungsbau in Hessen 

Antragsteller: Unterbezirk Frankfurt am Main

Um auf den großen Mangel an bezahlbaren, bzw. geförderten Wohnraum zu reagieren, fordern wir eine 
Gestzgebungsoffensive im hessischen Wohnungsbau, die folgende Punkte umfasst:

•	 Rekommunalisierung von privatisierten Wohnungen. Dafür müssen neben sich im Besitz der öffent-
lich Hand befindlichen Wohnungsgesellschaften auch nicht gewinnorientierte Genossenschaften und 
Mietergemeinschaften beim Rückkauf von Wohnungen gefördert

•	 Sozialbindung bei gefördertem Wohnraum von mindestens 50 Jahren, ohne vorherige Möglichkeit die 
Wohnung aus der Bindung zu kaufen. Verkauf von Landeseigentum nur nach Konzept und nicht nach 
Höchstpreis

•	 Vergesellschaftung der Wohnungen von Unternehmen mit Gewinnerzielungsabsicht (unabhängig von 
der Rechtsform und eingeschlossen der Töchter und nachgeordneten Wohnungsunternehmen) die 
mehr als 3.000 Wohnungen besitzen. Die Höhe der Entschädigung ist gemäß Art. 15 des Grundgesetzes 
unterhalb des Marktwertes Betroffene Wohnungen werden anschließend ausschließlich im geför-
derten Bereich liegen. Davon Ausgenommen sind Unternehmen, bei denen die öffentliche Hand ihre 
wirtschaftlichen Aktivitäten in privatrechtlicher Organisationsform bündelt sowie Unternehmen, die in 
ihrem Bestand zu über 50% geförderten, also preisgebundenen Wohnraum anbieten.

•	 Schaffung von zusätzlich 10.000 Wohneinheiten für Studierende (im geförderten Bereich) in hessi-
schen Universitätsstädten bis 2023

•	 Schaffung von mindestens 8.000 Wohnungen jährlich im geförderten Bereich. Dabei  sollte der 
Schwerpunkt auf hessischen Ballungszentren liegen.

•	 Erarbeiten eines Programms der Landesregierung zur Attraktivitätssteigerung des ländlichen Raums 
(Bsp. Glasfaserleitungen auch im ländlichen Raum verlegen, ÖPNV im ländlichen Raum ausbauen).

•	 Einführung eines Planungswertausgleichs, der 80% der Wertsteigerung von Grundstücken durch eine 
geänderte Bauleitplanung besteuert

•	 Staatliche Stellen, wie etwa Wohnungsbaugesellschaften, sollen die Rolle des „ehrlichen Maklers“ ein-
nehmen und damit bestehende Allokationsprobleme lösen.

Um diese Ziele erreichen zu können, braucht es neben Investitionen auch eine Weiterentwicklung des 
Bauplanungsrechts. Gemäß der Studie „Urbanes Wohnen - Neue Wohnraum Potenziale“ der TU Darmstadt 
und dem Pestel- Institut Hannover, fordern wir folgende Anpassungen von bauordnungs- und baupla-
nungsrechtlichen Vorgaben, um einen möglichst hohen Anteil an zusätzlichem, bezahlbarem Wohnraum 
ohne neuen Flächenverbrauch zu schaffen:

•	 Entwicklung von urban angemessenen Geschossflächenzahlen (GFZ) und Grundflächenzahlen(GRZ) 
sowie von quartiersbezogenen Planungszielen, z.B. über einen „Quartiersplan“.

•	 Schaffung von planungs- und ordnungsrechtlichen Leitlinien für das Quartier. Identifikation der 
Potenziale im Detail und Festlegung der städtebaulichen, gestalterischen und nachbarschaftlichen 
Verträglichkeit als Grundlage der Gebäudeplanung.

•	 Zulassung der Überschreitung der zulässigen Geschossflächenzahl (GFZ) für Aufstockungen ohne Aus-
gleichsmaßnahmen.

•	 Erleichterungen im Genehmigungsverfahrens zur Nutzungsänderung im Bestand hin zu einer Wohn-
nutzung.

•	 Einzelfallbetrachtungen von Lösungen im Bestand bei Zielkonflikten mit Anforderungen für den Neu-
bau

•	 Einrichten einer zentralen Anlaufstelle als einheitlicher Ansprechpartner auf kommunaler Ebene.

Anpassungen im Bauordnungsrecht:
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•	 Reduktion von Anforderungen (z.B. im Bereich Schall, Wärme, Barrierefreiheit) im Sinne der Wohn-
raumschaffung für Aufstockungen, wenn die statischen und technischen Voraussetzungen nachgewie-
sen werden.

•	 Stellplatzforderungen wegen sich wandelndem Mobilitätsverhaltens bei Aufstockungen mit Ausnah-
men versehen oder entfallen lassen. Hier sollte der Ermessensspielraum der Kommunen für flexible 
Regelungen gestärkt werden. (Carsharing- Modelle statt Stellplatzverordnung wegen verändertem 
Nutzerverhalten)

•	 Fallbezogene Einschätzung des Emissionsschutzes unter Berücksichtigung von technischen Möglich-
keiten der Kompensation.

•	 Reduktion der Anforderungen der Abstandsflächenregelungen, soweit deren gestalterische,städtebau-
liche, technische und nachbarrechtliche Verträglichkeit sichergestellt ist.

•	 Bauordnungsrechtliche Gleichbehandlung aller Baustoffe für tragende und aussteifende Bauteile, 
wenn diese die Schutzziele, insbesondere des Brandschutzes, gemäß der Bauordnungen erfüllen.

Finanzielle Anreize für flächenschonende Wohnbaumaßnahmen:

Um Aufstockungen, Umwandlungen und Verdichtungen in Gebieten mit erhöhtem Wohnraumbedarf zu 
unterstützen, ist eine ggf. temporäre auf die Nachfrage vor Ort angepasste Förderung sinnvoll:

•	 Förderung von Vorhaben (Aufstockung, Umnutzung) kommunaler und genossenschaftlicher Unterneh-
men über eine Investitionszulage in Höhe von 15% (Herstellungskosten).

•	 Förderung des Mietwohnungsbaus auch außerhalb der Regionen mit den Mietenstufen IV bis VI, wenn 
dieser durch Aufstockung oder Umnutzung von Nichtwohngebäuden erfolgt.

Begründung:

Im Kapitalismus zählt die Rendite mehr als Bedürfnisse und die Lebensverhältnisse der Menschen. Daher 
geht es bei der Frage nach bezahlbarem Wohnraum auch um die Überwindung des marktradikalen Ka-
pitalismusmodells, das in Deutschland seit Jahrzehnten besteht. Daraus ergibt sich nur ein Schluss: Man 
muss die Wohnungsversorgung dem Markt entziehen, zum Beispiel durch Verstaatlichung, Vergesellschaf-
tung oder Enteignung. Grund und Boden sind nicht länger den ungezügelten Marktkräften auszusetzen, 
sondern wie Luft und Wasser als Grundrecht jedes Menschen zu betrachten.

Die Möglichkeiten einer Enteignung sind in Art. 15 i. V. m. Art. 14 Abs. 3 Grundgesetz geregelt: „Grund und 
Boden […] können zum Zwecke der Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Ent-
schädigung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft überführt werden.“

Enteignungen sind nach dem Grundgesetz somit eindeutig erlaubt, wenn sie dem Wohle der Allgemein-
heit dienen (Artikel 14 Absatz 3). Der*die ehemalige Eigentümer*in muss dabei gleichzeitig eine Entschä-
digung erhalten. Diese Entschädigungen sind in ihrer Höhe allerdings unter gerechter Abwägung der Inte-
ressen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Gegen die Höhe der Entschädigung können 
Personen oder Unternehmen anschließend klagen. Die Ausgleichszahlung kann somit auch weit unter 
dem aktuellen Marktwert liegen, wenn die Enteignung dem Wohle der Allgemeinheit dient. Die Hessische 
Verfassung geht mit ihrem Sozialisierungsartikel noch weiter. Dort heißt es „Gemeineigentum ist Eigen-
tum des Volkes. Die Verfügung über dieses Eigentum und seine Verwaltung soll nach näherer gesetzlicher 
Bestimmung solchen Rechtsträgern zustehen, welche die Gewähr dafür bieten, dass das Eigentum aus-
schließlich dem Wohle des ganzen Volkes dient und Machtzusammenballungen vermieden werden.“

Um die Frage zu beantworten, ob Verstaatlichungen, Vergesellschaftungen oder Enteignungen dem Wohl 
des Volkes dienen und somit notwendig bzw. erlaubt sind, muss die aktuelle Situation auf dem Woh-
nungsmarkt betrachtet werden. Daneben muss bewertet werden, welche Anstrengungen die Politik be-
reits unternommen hat, um die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum zu ermöglichen und vor allem, wie 
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erfolgreich diese Anstrengungen gewesen sind.

Nach dem Property Index 2018 ist Deutschland Spitzenreiter beim Kaufpreiswachstum - in keinem an-
deren der 14 Vergleichsländer zogen die Preise für Wohneigentum so stark an wie hierzulande. Während 
Frankreich innerhalb eines Jahres rund 500.000 Wohneinheiten geschaffen hat, liegt die Zahl in Deutsch-
land bei gerade einmal 285.000 Einheiten und somit bei knapp der Hälfte. Der Bestand an Sozialwohnun-
gen nimmt seit Jahrzehnten immer weiter ab. Die Situation in Hessen ist nicht anders. Laut Ministerium 
haben in Hessen im vergangenen Jahr 50.252 Haushalte eine Sozialwohnung gesucht. Der Bestand an 
Sozialwohnungen ist dagegen im vergangenen Jahr erneut zurückgegangen und sank gegenüber dem Vor-
jahr um acht Prozent auf 85.484 Wohnungen in Hessen. Weiterhin ermöglicht die Schwarz-Grüne Landes-
regierung kein Zweckentfremdungsverbot. Zu viele bürokratische Hürden und Bauvorschriften erschweren 
zusätzlich günstiges und schnelles Bauen. Statt vorhandene Landesflächen für die Bebauung mit günsti-
gem Wohnraum zu sichern, werden diese nicht nach Konzept, sondern nach Höhe des Kaufpreises ver-
geben. Bestes Beispiel für das Versagen der Landesregierung ist der Verkauf des Alten Polizeipräsidiums 
für über 212 Millionen Euro an einen privaten Investor, der nun Luxuswohnungen auf ehemals staatlichen 
Grund errichtet. Weitere prominente Beispiele für die völlig verfehlte Wohnungspolitik sind die neuen 
Luxustower in Frankfurt wie der Grand Tower (bis zu 19.000 Euro pro Quadratmeter), der „Omniturm“ (ver-
kauft an einen privaten Investor für 700 Mio. Euro), oder „One Forty West“ und „99 West“ die skandalöser 
Weise auf dem Gelände des ehemaligen „AfE Turms“ der Goethe-Universität errichtet werden und die 
Gentrifizierung Bockenheims weiter vorantreiben.

Die Lage in Frankfurt ist insgesamt äußerst angespannt. Die Kosten für neu vermietete Wohnungen sind 
in 10 Jahren um 42 Prozent auf nun 13,80 Euro pro Quadratmeter gestiegen. Besonders studentisches 
Wohnen wird stetig unerschwinglicher. Obwohl das Studentenwerk [sic!] in den vergangenen fünf Jahren 
mehr als 600 Wohneinheiten gebaut und mehr als 500 Plätze angemietet hat, gebe es nur etwa für sieben 
Prozent der Studierenden im Rhein-Main-Gebiet einen öffentlich geförderten Wohnheimplatz. Bundes-
weit liegt der Schnitt bei zehn Prozent. Es fehlen in Frankfurt weiterhin 30.000 Wohnungen. Wohnungen 
in allen Preiskategorien. Bis 2040 werden 106.438 Wohnungen benötigt. 9583 Haushalte sind beim Amt für 
Wohnungswesen offiziell als Suchende für Sozialwohnungen registriert.

Auf Grund der beschriebenen Entwicklungen im Wohnungsbereich, fordern wir dieses Maßnahmenpaket, 
um Wohnen dauerhaft erschwinglich zu halten; für alle Menschen!
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N01 –  Es reicht! zur Situation der hessischen Sicherheitsbehörden 

Antragsteller: Juso-Landesvorstand Hessen

Die Aufklärung im Mordfall Walter Lübcke und die Aufdeckung rechtsextremer Strukturen in der Landes-
polizei zeigen ganz deutlich: Wir stecken mitten im nächsten Skandal der hessischen Sicherheitsbehör-
den.

„Das war eines Rechtsstaats unwürdig.“, so lautete das ernüchternde Urteil des Untersuchungsausschuss-
vorsitzenden zu den Ermittlungen der Mordserie um den sogenannten Nationalsozialistischen Unter-
grund. Im Fall der rechtsextremen Terrorzelle NSU hätten Polizei und Nachrichtendienste vorurteilsbe-
laden und mit Scheuklappen ermittelt. Die Sicherheitsbehörden in Bund und Ländern hätten sich nicht 
ausreichend ausgetauscht und die Gefahr durch den Rechtsextremismus massiv unterschätzt. Wir Jusos 
forderten 2014 auf Bundesebene schon eine Reform und perspektivisch die Abschaffung der Struktur un-
serer Geheimdienste. Das dreigeteilte System aus Verfassungsschutz, Militärischem Abschirmdienst und 
Bundesnachrichtendienst ist offen ineffizient und kommt seiner Verpflichtung eindeutig nicht nach. Im 
Jahr 2016 konkretisierten wir in Hessen die Beschlusslage und forderten die Abschaffung des hessischen 
Landesamtes für Verfassungsschutz und die Angliederung der Behörde als Teil des Innenministeriums. An 
dieser Forderung halten wir nach wie vor fest.

Der Verfassungsschutz hat in seinem Umgang mit rechtsextremen Bedrohungen selbst bewiesen, dass er 
nicht in der Lage ist die freiheitlich demokratische Grundordnung zu schützen und stattdessen mehr und 
mehr die Frage unterstrichen, wer denn nun die Verfassung vor dem Verfassungsschutz schützt.

Die Reform des hessischen Verfassungsschutzgesetzes, die 2017 vorgestellt wurde, liest sich vor dem 
Hintergrund der desaströsen Situation des Geheimdienstes wie Hohn. Neben der Ermächtigung zur On-
line-Durchsuchung und Quellen-TKÜ wurde folgende Maßnahme vorgestellt: „Um sicherzustellen, dass 
das LfV seine anspruchsvolle, arbeitsintensive und erfolgreiche Arbeit weiterführen und ausbauen kann, 
erhält die Behörde bereits bis zum Ende des Jahres 2017 einen historischen Stellenzuwachs von rund 30 
Prozent.“ Damit erhöhten sich die Planstellen von 312 im Jahr 2016 auf 364 im Jahr 2019. In der Gesetzes-
reform nicht enthalten, war die ausdrückliche Stärkung der Parlamentarischen Kontrollkommission. 
Sieben Mitglieder des Landtages können unmöglich eigenständig eine Behörde mit hunderten von Mit-
arbeiter*innen kontrollieren. Gerade dann, wenn die Mitarbeiter*innen der Parlamentarier*innen nur in 
Ausnahmefällen zu den Sitzungen zugelassen werden und Dokumente nur in den Sitzungen inhaltlich 
überarbeitet werden können.

Die steigende Zahl der Planstellen konnte eine erneute Blamage des LfV nicht verhindern. Die unab-
hängigen Recherchen zu den Hintergründen der Angeklagten Stefan Ernst und Markus H. lesen sich wie 
eine Chronik der Unfähigkeit dieses Landesamtes. Während die Angeklagten den Mord am Regierungs-
präsidenten planten, stand Markus H. mitten im Visier der Polizei und des Verfassungsschutzes aufgrund 
einer Sicherheitsüberprüfung die sein Arbeitgeber Rheinmetall in Auftrag gegeben hatte. Fünf Tage nach 
der schrecklichen Tat kam das Ergebnis dieser Überprüfung der Polizei: zu Markus H. lägen „keine aktu-
ellen staatsschutzpolizeilichen Erkenntnisse“ vor. Sowohl Stephan Ernst, als auch Markus H., galten für 
den Verfassungsschutz als sogenannte „abgekühlte Rechtsextreme“ und ihre Akten wurden 2015 und 2016 
geschlossen und gesperrt. Einige dieser gesperrten Akten werden nun neu überprüft. 15 von 20 wieder 
entsperrten Personen hatten oder haben weiterhin Kontakte in die Szene in Nordhessen.

Wir fordern deshalb:
•	 Eine umgehende erneute Überprüfung aller als „abgekühlt“ geschlossenen Akten von Rechtsextremis-

ten und eine öffentlich zugängliche Auswertung der Entwicklungen innerhalb der hessischen Szene 
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von Rechtsextremisten.

 

Anscheinend hat der LfV darüber hinaus Hinweise übersehen, aufgrund dessen die Tat vielleicht verhin-
dert hätte werden können. In einem Sorgerechtsstreit sagte die Ex-Partnerin Markus H.s bereits Ende 2018 
vor Gericht aus, Markus H. besäße Chemikalien zur Sprengstoffherstellung, illegale Waffen und beschrieb 
ihn darüber hinaus als „rechtsextrem“, der den „Reichsbürgern nahestehe“. Außerdem stelle er selbst Mu-
nition her. Diese Tatsache ist besonders brisant, da das Attentat auf Walter Lübcke mit nach den Untersu-
chungen der Kriminaltechnik mit einem selbstgefertigten Projektil verübt wurde. Der Hinweis der Ex-Part-
nerin Markus H.s wurde jedoch von den Ämtern des Verfassungsschutzes nicht aufgenommen, sondern 
versickerte wohl in den Akten des Familiengerichtes.

Wir fordern deshalb:

•	 Eine Meldepflicht öffentlicher Gerichte an die Sicherheitsbehörden bei begründeten Verdachtsmo-
menten rechtsextremistischer Gefahren.

 

Dabei waren alle der drei Pistolen, fünf Gewehre und mehrerer Luftgewehre bis auf ein einziges Waffen-
teil einer Maschinenpistole vollkommen legal in Markus H.s Besitz. Alle Schusswaffen die in der Wohnung 
Markus H.s, neben Hakenkreuzen, Büsten von Adolf Hitler und Herrmann Göring, rechtsextremen Pro-
pagandaschriften und Bilder von sich mit Hitlergruß posierend, gefunden wurden, waren zusammen mit 
5200 Schuss scharfer Munition auf zwei Waffenbesitzkarten eingetragen. Auch hierfür ist der Grund, das 
absolute Versagen des Verfassungsschutzes. 2015 klagte Markus H. auf sein Recht eine Waffenbesitzkarte 
zu bekommen vor dem Amtsgericht Kassel und gewann die Klage, weil ihm zwischen 2010 und 2015 keine 
verfassungsfeindlichen Bestrebungen nachgewiesen werden konnten. Das Landesamt für Verfassungs-
schutz hatte es nämlich schlichtweg versäumt die Akteneinträge aus den Jahren 2010 und 2011 an das 
zuständige Gericht weiterzuleiten und nur Belege für verfassungsfeindliche Umtriebe bis 2009 gemeldet.

Wir fordern deshalb:

Als Mitglied eines verbotenen Vereines oder einer Partei deren Verfassungsfeindlichkeit nachgewiesen 
wurde, kann die betreffende Person nach §5(2)3 WaffG für zehn Jahre ihre Zuverlässigkeit nicht besitzen, 
eine Waffenkarte zu beantragen. Für Einzelpersonen denen Bestrebungen gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung nachgewiesen wurden, liegt diese Frist bei lediglich der Hälfte. Dies muss mindestens angegli-
chen werden.

•	 Änderung des Waffengesetzes §5 Absatz 2 Nummer 3 in:

„Bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in den letzten zehn Jahren

a) Bestrebungen einzeln verfolgt haben, die

aa) gegen die verfassungsmäßige Ordnung gerichtet sind,

bb) gegen den Gedanken der Völkerverständigung, insbesondere gegen das friedliche Zusammenleben 
der Völker, gerichtet sind oder

cc) durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange 
der Bundesrepublik Deutschland gefährden,
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b) Mitglied in einer Vereinigung waren, die solche Bestrebungen verfolgt oder verfolgt hat, oder

c) eine solche Vereinigung unterstützt haben, […]“

Es ist für uns nach wie vor nicht hinnehmbar unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung einem 
Geheimdienst anzuvertrauen, der mehr Teil des Problems, als Teil der Lösung zu sein scheint. So beschul-
digte der Generalbundesanwalt den hessischen Verfassungsschutz über Monate brisante Informationen 
zurückgehalten zu haben. Obwohl die Generalbundesanwaltschaft am 10. Juli 2019 die Personenakte zu 
Stephan Ernst erhalten hatte, hatte das hessische LfV erst am 02. Oktober 2019 Berichte über interne Er-
kenntnisse und Versäumnisse im Zusammenhang bei der Aufklärung der NSU-Morde weitergeleitet. Zu 
diesem Zeitpunkt ermittelte der Generalbundesanwalt seit Monaten. In dem teilweise geschwärzten Be-
richt sei Stephan Ernst elf Mal erwähnt wurden.

Darüber hinaus ist unbedingt aufzuklären, welche Verbindungen es zwischen der hessischen Landespoli-
zei und rechtsextremen Netzwerken in Hessen gibt. Denn auch Markus H. hatte Zugang zu internen Infor-
mationen der Polizei. Auf dem Handy des Rechtsextremisten wurde ein abfotografiertes Dokument ge-
funden, das als „Verschlusssache - nur für den Dienstgebrauch“ eingestuft wurde. Das Dokument war eine 
Schulungsunterlage über „terroristische Gewaltkriminalität von bundesweiter Bedeutung“. Die Anzeichen 
Rechtsextremer Teile der Landespolizei erhärteten sich erst unlängst durch die Drohemails an Linken-Po-
litikerin Janine Wissler. Unterschrieben mit „NSU 2.0“. Auch für diese Emails wurden interne Informationen 
der Behörde von Rechtsextreme Taten verwendet. Rechtsextreme Netzwerke innerhalb von Polizeibehör-
den sind durch nichts zu entschuldigen und auf gar keinen Fall zu verharmlosen.

Mittlerweile sind über 69 solcher Drohschreiben bekannt, die sich in einem Zeitraum von drei Jahren bun-
desweit mindestens 27 Personen richteten. Die nicht öffentlichen, persönlichen Daten wurden hierbei von 
mindestens drei unterschiedlichen Computern des LKA intern abgefragt. Das Landeskriminalamt hat 74 
Ermittlungsverfahren gegen Polizist*innen eingeleitet und war trotzdem nicht in der Lage die Täter*innen 
zu ermitteln.

Darüber, dass Hessens Innenminister Beuth mit der Führung und nötigen Umstrukturierung der Sicher-
heitsbehörden absolut überfordert ist, täuscht auch nicht darüber hinweg, dass er nun seinen Landes-
polizeipräsidenten austauscht. Anstatt von Anfang an eine klare Linie zu verfolgen und umfassende 
Untersuchungen zu rechten Netzwerken in der hessischen Polizei zu starten, wurde lieber verharmlost 
und kleingeredet.

Wir können es nicht hinnehmen, dass Rechtsextremisten unsere Sicherheitsbehörden unterwandern. Wir 
können es nicht hinnehmen, dass der Innenminister die Gefahr nur ernst nimmt, wenn er um seine Posi-
tion besorgt ist.

Wir fordern deshalb:

Innenminister Beuth, treten Sie zurück. Jetzt!
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